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An alle Haushalte

Am Montag, dem 19. April trat Robert Habeck, Teil der Dop-
pelspitze der Grünen, vor die Presse und verkündete den 
Namen, auf den nicht nur der Hauptstadtjournalismus seit 
Wochen gespannt gewartet hatte: Annalena Baerbock heißt 
die Kanzlerkandidatin der Grünen. 

Als Spitzenkandidatin geht sie in den Bundestagswahlkampf. 
Im Gegensatz zur Union zeigen die Grünen dabei absolute 
Geschlossenheit. Sowohl Annalena Baerbock als auch Robert 
Habeck haben die Fähigkeiten zur Kanzlerin/zum Kanzler, darin 
sind sich die Mitglieder und die Gremien der Partei einig. Sie 
haben deshalb die Entscheidung den beiden überlassen.

Mit Annalena können wir die großen Fragen der Zeit: den 
Klimaschutz, den nachhaltigen Umbau der Wirtschaft und 
die Stärkung der Demokratie anpacken. Sie steht auch für 
eine neue Art der Politik: transparent, umsichtig, verbindlich 
und mit einem offenen Ohr für die Sorgen der Menschen. Sie 
selbst sagt, dass sie die kommenden Aufgaben mit Teamgeist, 
Demut und Respekt angehen wolle. Sie zeigt neben Durchset-
zungsfähigkeit, Entschlossenheit und einer hervorragenden 
Lernfähigkeit auch Empathie und Menschlichkeit. Gemeinsam 
werden sie, Robert Habeck, und viele andere in der Partei einen 
engagierten Wahlkampf machen.

Sicher wird es Anfeindungen gegen die Personen und das 
Programm geben, aber es gilt das chinesische Sprichwort:

„Wer im gleichen Takt rudert,  
muss sich nicht vor  

großen Wellen fürchten“

Wie man eine 
Kanzlerkandidatin 
kürt!
Mit einem Tag Unterschied wird die Kanzlerkandidatur der 
Grünen und der Union geklärt. Doch das ist es dann auch mit 
den Gemeinsamkeiten. Der Weg der Entscheidung war sehr 
unterschiedlich.

In der Union tobte acht Tage lang ein Machtkampf um die Kanz-
lerkandidatur und das mitten in der 3. Welle der Pandemie und 
den Beratungen zum Infektionsschutzgesetz, der sogenannten 
Bundesnotbremse. Dabei offenbarte sich eine große Zerrissen-
heit der Union. Sie wurde auch dadurch offensichtlich, dass die 
Unionsministerpräsidenten unterschiedliche Entscheidungen 
treffen. Am Ende (20.4.) kam es zu einer Entscheidung für Armin 
Laschet durch ein Votum des CDU-Vorstands.

Zurück bleiben zwei geschädigte Kandidaten. Markus Söder 
hat sich gleich zum Kandidaten der Herzen ausrufen lassen 
und stichelt gegen Armin Laschet. Wer solche Parteifreunde 
hat, braucht keine Feinde mehr. 

Ganz anders verlief die Ausrufung von Annalena Baerbock zur 
Kanzlerkandidatin der Grünen.
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Corona legt die 
Schwächen unserer 
Schulen offen

Eine Bilanz der Corona-Pandemie nach 14 Monaten: 
Viel Schatten, wenig Licht!
Betrachtet man die letzten vierzehn Monate der Bekämpfung 
der Pandemie in Deutschland, so fällt einem schnell der Titel 
einer Fernsehsendung ein: Pleiten, Pech und Pannen. Tatsäch-
lich ist die Geschichte der Bekämpfung der Pandemie durch 
die Bundesregierung vor allem durch Pleiten und Pannen 
geprägt und weniger durch Pech. Die erste Panne bestand 
schon darin, dass die im aktualisierten Pandemieplan von 2017 
vorgesehene Bevorratung von Schutzkleidung und Masken für 
das medizinische Personal und für die Bevölkerung nicht in 
ausreichendem Maße erfolgt war. Trotzdem behauptete Jens 
Spahn noch Ende Januar 2020, Deutschland sei gut vorbereitet 
und verglich eine Coronaerkrankung mit der Grippe. Und das, 
nachdem China am 23.1.2020 die 11-Millionen Stadt Wuhan 
zugesperrt hatte.

Tatsächlich ist dann die erste Welle in Deutschland recht 
glimpflich verlaufen. Dazu hat wesentlich der Lockdown und 
die im April 2020 dann nach langem Zögern eingeführte Mas-
kenpflicht beigetragen.

Mit dem Sinken der Infektionszahlen im Sommer häuften sich 
die politischen Fehler: 

l	 Die viel zu spät eingeführte und mit vielen Vorschusslorbee-
ren versehene Corona-Warn-App erwies sich als weitgehend 
unwirksam bei der Pandemiebekämpfung

l	 Obwohl viele Experten/innen ein Ansteigen der Infekti-
onszahlen nach dem Sommer vorhersagten, erlagen einige 
Landesregierungen dem naiven Glauben, die Pandemie sei 
bezwungen. Es kam zu einem Überbietungswettbewerb im 
Öffnen.
l	 Bundesregierung und Landesregierungen haben im Som-
mer die Chance verpasst, die erfolgreiche Strategie anderer 
-vor allem asiatischer Länder-  zu übernehmen um das In-
fektionsgeschehen zu beherrschen. Dazu hätte auch eine 
flächendeckende Ausstattung der Gesundheitsämter mit 
dem deutschen Softwaresystem SORMAS beigetragen, das 
im Ausland erfolgreich eingesetzt wird, um Infektionsketten 
nachzuverfolgen. 

l	 Mit dem Ansteigen der Infiziertenzahlen im Spätsommer 
und Herbst 2020 rächte es sich, dass den Experten/innen nicht 
gefolgt wurde. Mehr als 50000 Tote, lang andauernde Frei-
heitseinschränkungen und Schäden für die Wirtschaft waren 
die Folge.
l	 Die größte Panne aber war die Impfstoffbestellung. Sicher 
war es richtig die Impfstoffe für die gesamte EU zu bestellen, 
aber eben dieses hätte durch professionelle Einkäufer mit 
Handlungsfreiheit erfolgen müssen. Die Knauserigkeit und 
Langsamkeit der EU bei den Bestellungen führte in den EU-
Ländern zu späten und langsamen Impfungen und damit zu 
vielen Tausend weiteren Toten. Gerade in der Zeit der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft handelt es sich um ein massives 
Versagen. Der Landrat aus Heinsberg Stephan Pusch sagte dazu 
im Januar 2021: „Das hätte jeder Landwirt im Kreis Heinsberg 
besser verhandelt“.
l	 Obgleich Bundeskanzlerin Merkel mit ihren Vorhersagen 
für die zu erwartenden Infektionszahlen in der zweiten Welle 
die Gefahren korrekt beschrieb, gelang es der Bundesregierung 
nicht, das Heft des Handelns in der Hand zu behalten. Die 
Landesregierungen gingen ihre eigenen Wege. Die sogenannte 
Bundesnotbremse kam erst im April 2021 - viel zu spät. Im-

Covid-19 wirkt wie ein Brennglas und holt die tatsächlichen 
Probleme unserer Schulen  ans Licht. Ein Land wie die Bun-
desrepublik Deutschland gibt nur knapp 5 % seines Brutto-
sozialproduktes für Bildung aus. Selbst in Ländern, denen 
es wirtschaftlich deutlich schlechter geht, wird ein höherer 
Prozentsatz für Bildung verwendet. 

Was hat Deutschland denn an Rohstoffen? Nichts! Was für 
unser Land wichtig ist, sind hervorragend ausgebildete junge 
Menschen. Da muss das Geld hinfließen, nicht in Prestige-
objekte wie neue Autobahnen, Subventionen für unrentable 
Flugplätze und völlig neue Bahntrassen mit Geschwindigkeits-
gewinnen von nur wenigen Minuten. 

Es ist deutlich geworden, dass unsere Schulen zu wenig Per-
sonal haben. Es fehlen gut ausgebildete Schulsozialarbeiter 
und Schulpsychologen und ebenso Schulverwaltungsassi-
stenten, die die Lehrkräfte und Schulleitungen entlasten, so 
dass diese ihr Kerngeschäft besser wahrnehmen können. Es 
fehlen IT-Ausstattungen und der notwendige Support. Die 
Finanzierung sollte Sache des Landes und des Bundes sein, 
nicht der einzelnen Kommunen, die damit finanziell schnell 
an ihre Grenzen kommen.

Es fehlen Lehrkräfte - man kann die Schulen nicht mit Un-
ternehmensberatern optimieren. Erfolgreiches Lernen ist 
immer auch abhängig vom Wohlfühlen und von guten zwi-

merhin konnten die getroffenen Maßnahmen zusammen mit 
der laufenden Impfkampagne die dritte Welle brechen. 

l	 Diese Fehlentscheidungen führten zu einer hohen Zahl von 
Toten und Infizierten mit Spätfolgen. Die Aussage von Karin 
Göring-Eckhard, der Fraktionsvorsitzenden von Bündnis 90/
Die Grünen im Bundestag zum Gesetz der Bundesnotbremse: 
„ zu spät, nicht genug, nicht konsequent genug und ohne aus-
reichende Strategie für die nächsten Monate“ charakterisiert 
das gesamte politische Handeln in der Pandemie.

Selbstkritisch fragen wir Grünen uns: „Hätten wir es besser 
gemacht?“ „Hätten wir uns in der Pandemie, so wie wir es 
in der Klimakrise stets betonen, wissenschaftsorientierter 
verhalten?“

Wir hoffen, dass die z.Z. (Ende Mai) sinkenden Zahlen der 
Neuinfizierten der Beginn des Weges aus der Pandemie sind. 
Wir bedanken uns bei den vielen, vielen Menschen, die trotz 
der Gefährdung für ihre Gesundheit ihre Arbeit getan haben 
in den Krankenhäusern, den Pflegeeinrichtungen, in der 
Kinderbetreuung, in den Supermärkten, der Müllabfuhr, den 
Apotheken und den vielen, vielen anderen Einrichtungen. 
Sie haben ermöglicht, dass das Leben trotz Lockdown weiter 
ging. 



Zum Verzweifeln – CDU und FDP bauen den Schutz 
unserer Gewässer wieder ab
Auf Bundesebene gibt das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) den Rahmen für die Landesgesetzgebung vor. Das WHG lässt landes-
spezifische Regelungen an verschiedenen Stellen explizit zu. Im Jahr 2016 erneuerte die damalige rot-grüne Landesregierung 
das Landeswassergesetz für NRW. Darin wurde der Schutz unserer Gewässer gegenüber dem Bundesgesetz deutlich verbessert. 
So wurde z.B. den Behörden die Verordnung 10 m breiter Randstreifen neben Gewässern ermöglicht, der das Wasser vor dem 
Eintrag von Chemikalien schützen soll. Im neuen Landeswassergesetz, das von CDU und FDP am 29.04.2021 gegen viele Ein-
wände und die Stimmen von GRÜNEN und SPD verabschiedet wurde,  werden genau diese Wasserschutzmaßnahmen wieder 
beseitigt. Die Ausbringung von Kunstdüngern, Gülle, Insektenvernichtungsmitteln und Unkrautvernichtungsmitteln viel zu nahe 
an den Bächen und Seen wird wieder erlaubt. 

Auch das Abbaggern von Kies sollte im neuen CDU-Gesetz Vorrang gegenüber dem Schutz der Gewässer erhalten. Nach massiven 
Protesten sollen nun erst im Herbst 2021 in der neuen Wasserschutzgebietsverordnung Details zur Neuregelung der Abgra-
bungen festgelegt werden. Es ist zu erwarten, dass Abgrabungen selbst in Trinkwasserschutzgebieten erleichtert werden. 

Geschäftsinteressen vor Gewässerschutz - das ist das einfache Prinzip von CDU und FDP.   

Auch die CDU- und FDP-Ratsmitglieder in Dörentrup sind da ganz auf Linie: Eine Resolution von SPD und Grünen, mit der wir 
zur Überarbeitung des damals vorliegenden Gesetzentwurfes aufrufen wollten, wurde mit der Mehrheit der CDU- und FDP-
Ratsmitglieder abgelehnt. Die CDU gab als Begründung an, der Gewässerschutz sei Landesangelegenheit. Auch das Argument, 
es sei quasi eine Enteignung der Landwirte, wenn sie ihren Acker nicht bis direkt an das Gewässer heran nutzen dürften, wie 
sie wollen, wurde genannt. Die FDP sagte ganz direkt, dass sie ihre Landesregierung bei diesem Vorhaben unterstützt.

Im Mai wurde das „neue“ Landeswassergesetz mit der Mehrheit von CDU und FDP im Landtag verabschiedet!

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN wollen und werden den Gewässerschutz auf Bundes- und Landesebene wieder verbessern –  
Unterstützen Sie uns!

schenmenschlichen Verhältnissen zwischen Lernenden und 
Lehrenden. Es mag auf dem Papier gut aussehen, Lehrkräfte 
von einer zur anderen Schule für jeweils 6 Monate abzuordnen. 
Für den Lernerfolg der Kinder ist es problematisch. 

Eine größere Zahl von Schulbussen würde auch im ländlichen 
Raum einen gestaffelten Unterrichtsbeginn ermöglichen und 
hätte in der Pandemie die Zahl der Infektionen unter Kindern 
vermindert. Ein Breitbandanschluss ist für alle Schulen zu 
fordern. Warum sollte man im ländlichen Raum den Ausbau 
des autonomen Fahrens unterstützen, solange die Netzanbin-
dung in vielen Schulen im Schneckentempo arbeitet? Weshalb 
werden Schulen im ländlichen Raum nicht genauso digital 
ausgestattet wie Schulen in Ballungsgebieten?

Diese Ungleichheit zwischen Land und Stadt, die sollten wir 
zum Thema machen. Wir sind auf dem Land, wir wollen, dass 
unsere Dörfer lebenswert und attraktiv bleiben; wir wollen die 

Infrastruktur verbessern. Wir wollen, dass sich junge Leute mit 
ihren Familien hier ansiedeln. Auch deshalb brauchen wir im 
ländlichen Raum besonders attraktive Schulen. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der Schulen, für die wir uns 
mehr Unterstützung wünschen, ist in der Pandemiezeit für die 
breite Öffentlichkeit deutlich geworden. Über den Aspekt des 
Lernens hinaus sind unsere Schulen auch soziale Institutionen, 
in denen Kinder Kontakte zu anderen Kindern pflegen und in 
denen etliche Kinder Hilfen zur Behebung häuslicher Probleme 
erhalten. Es war deshalb keine gute Idee, die Schulpflicht in 
der Pandemiezeit zeitweilig auszusetzen. 

Die Coronazeit hat die Defizite im Bildungsbereich beson-
ders verdeutlicht; vorhanden waren sie schon vorher.  
BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN wollen und werden mit Ihrer 
Unterstützung die Defizite abbauen und die Ungleichheiten 
zwischen Stadt und Land im Bildungsbereich vermindern.

Foto © Mühlhausen/landpixel



Ortsverband Dörentrup

Kontakt:
Elisabeth Lange 	 Tel. 05265 - 99 153 
Ortsverbandsvorsitzende 
Volker Althoff 	 Tel. 05265 - 78 71 
Fraktionsvorsitzender

Fachkompetenz für Dörentrup

www.gruene-doerentrup.de

Liebe Dörentruper*innen, 
Klimakrise, Digitalisierung, Globalisierung, Corona. Vieles ist 
im Umbruch. Es liegt an uns, aus diesen Veränderungen eine 
gute Zukunft zu schaffen. Ich bin bereit, diese Aufgabe anzu-
packen – mit Ihnen zusammen. 

Die Coronakrise hat gezeigt, dass wir einen starken und 
handlungsfähigen Staat brauchen, aber auch eine engagierte 
Gesellschaft. Menschen, die in den Dörfern und Städten, in 
Vereinen, in Nachbarschaften anpacken: erst diese Menschen 
machen ein Land zukunftsfähig und lebenswert. 

Ich möchte im Deutschen Bundestag daran arbeiten, dass wir 
in allen Umbrüchen als freie und demokratische Gesellschaft 
gemeinsam Antworten finden. Dass wir der Klimakrise be-
gegnen und unsere Lebensqualität sichern. Dass wir unseren 
Sozialstaat an die Zeit anpassen und sozialen Schutz für alle 
sichern.

Ich trete als Lipper für den Bundestag an, um die Internetver-
sorgung auch in unseren ländlichsten Flecken zu optimieren, 
um auch auf dem Land eine stress- und emissionsarme Mobi-
lität zu ermöglichen und dabei Flächenverbrauch für immer 
neue Bundesstraßen zu vermeiden, um unsere Landschaft und 
unsere Wälder zu schützen. Ich trete an für zukunftssichere 
Arbeitsplätze in lippischen Unternehmen, die den Wandel in 
eine digitalisierte ökologisch-soziale Wirtschaft schaffen.

Hier in Lippe mache ich seit 1998 Kommunalpolitik. Für Lippe 
habe ich mich beim Städte- und Gemeindebund NRW für Ge-
staltungsmöglichkeiten vor Ort stark gemacht. Hier im Kreis 
Lippe engagiere ich mich heute als stellvertretender Landrat, 
in der Kirchengemeinde und im Karateverein meiner Heimat-
stadt Bad Salzuflen. Von hier aus habe ich mich viele Jahre im 
Roten Kreuz eingebracht, sowohl im Kreisverband als auch im 
Bundespräsidium und auf internationaler Ebene. Hier in Lippe 
lebe ich mit meiner Familie, hier arbeite ich als Richter. 

Und hier leben Sie, hier arbeiten Sie, hier engagieren Sie sich. 
Ich freue mich darauf, nicht nur im Wahlkampf, sondern auch 
als Abgeordneter im Deutschen Bundestag mit Ihnen in den 
Austausch zu kommen. Ich möchte von Ihnen hören, was Sie 
bewegt, und mit Ihnen schauen, wie wir zusammen unsere 
Heimat gestalten können. Ich bin bereit anzupacken – in Dö-
rentrup, in Lippe und im Bundestag. 

Ihr

Robin Wagener

Unser Bundestagskandidat

Richter am Sozialgericht,  
davor Referent Städte- und Gemeindebund NRW,  
Mitglied des Landesvorstands der Grünen NRW,  

stellvertretender Landrat des Kreises Lippe,  
Kommunalpolitiker seit 1998, 

Ehrenamt in Kirche und Karate,  
Jahrgang 1980,  

Landei aus Bad Salzuflen mit Familie


